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Sie haben mich nicht nur immer wieder zum Schreiben motiviert, sondern auch 
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sie an meiner Seite zu haben. Für ihre Mühen beim Korrekturlesen dieser juris
tischen Arbeit möchte ich vor allem Laura Korte, Johanna Krause, Juliana 
Niemann, Niklas Schmidt, Lisa Thiele und Katja Wisniewski danken. 

Der größte Dank aber gilt meiner Familie – meinen Eltern, ohne die mein ju-
ristischer Werdegang nie seinen Lauf genommen hätte und die mich auf meinem 
Lebensweg stets bedingungslos gefördert haben sowie meinem Ehemann, der 
mich nicht nur seit Beginn des Studiums, sondern auch durch zwei Staatsexami-
na, eine Promotion und diverse andere Lebenslagen mit viel Liebe und Verständ-
nis begleitet hat. Ihnen sei dieses Buch gewidmet.

Osnabrück, im Januar 2026	 Leonie Kisling
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Einführung:1 Ziele, Begriffsdefinition und 
Gang der Untersuchung

A. Ziele der Arbeit

„Dieses Jahrzehnt ist für die Welt entscheidend, wenn wir eine Begrenzung 
des Anstiegs der globalen Temperaturen erreichen und die notwendigen 
Schritte hin zu einem Netto-Null-Ziel unternehmen wollen.“2

Noch nie wurde mehr über Klimaschutz, Biodiversität, Ökologisierung der Wirt-
schaft und Umweltschutz3 im Allgemeinen gesprochen, als dies derzeit der Fall 
ist. Auch waren Gespräche und diesen folgende Taten zu keiner Zeit dringender.4 
Die Erde befindet sich an einem Kipppunkt,5 der ein ökologisch ausgerichtetes 

1  Im Sinne einer verbesserten Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der sprach-
lichen Formen männlich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. Sämtliche der verwendeten 
Personenbezeichnungen sind geschlechtsneutral zu verstehen und gelten für alle Geschlechter.

2  Europäische Kommission, Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Europäischen Rat, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus-
schuss der Regionen, Industrieplan zum grünen Deal für das klimaneutrale Zeitalter, COM(2023) 
62 final, S.  1.

3  Zur Terminologie siehe unter Einführung B.
4  Das Europäische Parlament spricht sogar von einem „Klimanotstand“, siehe Europäisches 

Parlament, Pressemitteilung vom 29.11.2019, abrufbar unter https://www.europarl.europa.eu/
news/en/press-room/20191121IPR67110/the-european-parliament-declares-cliamte-emergency, 
zuletzt abgerufen am 08.01.2026; ebenso Calliess/Tuncel, German Law Journal 2023, 796 
(797, 823), abrufbar unter https://doi.org/10.1017/glj.2023.17, zuletzt abgerufen am 08.01.2026.

5  Zur Terminologie siehe Rahmstorf/u. a., Kipppunkte im Klimasystem, 2019, abrufbar un-
ter https://www.pik-potsdam.de/~stefan/Publications/Kipppunkte%20im%20Klimasystem%20- 
%20Update%202019.pdf, zuletzt abgerufen am 08.01.2026; vgl. IPCC-Sonderbericht über 
1,5 °C globale Erwärmung SR1.5, 2018, abrufbar unter https://www.ipcc.ch/sr15/, zuletzt ab-
gerufen am 08.01.2026; ebenso Calliess/Tuncel, German Law Journal 2023, 796 (801, 809), 
abrufbar unter https://doi.org/10.1017/glj.2023.17, zuletzt abgerufen am 08.01.2026.



2 Einführung: Ziele, Begriffsdefinition und Gang der Untersuchung

Handeln in sämtlichen Bereichen des täglichen Lebens erforderlich macht.6 Ein 
Untätigbleiben hätte unumkehrbare Folgen.7 Die EU veröffentlicht daher laufend 
neue Rechtsakte, Mitteilungen und Politikprogramme,8 mit denen ein Greening 
sämtlicher Sektoren und Regelungsbereiche erreicht werden soll.9 Hierbei stehen 
längst nicht mehr nur die Umweltpolitik und das Umweltrecht im Fokus. Eine 
grüne Transformation ohne Zusammenspiel aller Politik- und Rechtsbereiche 
und Akteure erscheint undenkbar.10 Jedes einzelne Rechtsgebiet hat im Rahmen 
des Möglichen seinen Beitrag für eine nachhaltige Zukunft zu leisten.11 

6  Calliess/Tuncel, German Law Journal 2023, 796 (798), abrufbar unter https://doi.org/
10.1017/glj.2023.17, zuletzt abgerufen am 08.01.2026.

7  Vgl. IPCC-Sonderbericht über 1,5 °C globale Erwärmung SR1.5, 2018, abrufbar unter 
https://www.ipcc.ch/sr15/, zuletzt abgerufen am 08.01.2026; Carney bezeichnet das Phänomen, 
dass, sobald sich umweltbezogene Risiken materialisieren, es zu spät ist, sie zu verhindern, als 
„Tragedy of the Horizon“-Phänomen, Rede bei Lloyd`s of London am 29.09.2015, abrufbar 
unter https://www.bankofengland.co.uk/-/media/boe/files/speech/2015/breaking-the-tragedy-
of-the-horizon-climate-change-and-financial-stability.pdf, zuletzt abgerufen am 08.01.2026.

8  Besonders hervorzuheben sei hier die von EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der 
Leyen in ihrer Rede zum Europäischen Grünen Deal am 11.11.2019 in Brüssel, abrufbar unter 
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/SPEECH_19_6749, zuletzt abgerufen 
am 08.01.2026, als „Europe’s ,man on the moon‘ moment“ bezeichnete Mitteilung der Kom-
mission an das Europäische Parlament, den Europäischen Rat, den Rat, den Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, Der europäische Grüne Deal, 
COM(2019) 640 final.

9  Calliess/Tuncel, German Law Journal 2023, 796 (797), abrufbar unter https://doi.org/
10.1017/glj.2023.17, zuletzt abgerufen am 08.01.2026; vgl. auch Palmstorfer/Staudinger, 
EuZW 2024, 637 ff. zur Richtlinie (EU) 2024/1760 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13.07.2024 (sog. EU-Lieferketten-RL), ein Rechtsakt, der der Verwirklichung des Bin-
nenmarktes dienen soll und u. a. Verpflichtungen von Unternehmen in Bezug auf tatsächliche 
und potenzielle negative Auswirkungen auf die Umwelt enthält, Art.  1 Abs.  1 lit.  a). 

10  Badea/u. a., Competition Policy in Support of Europe’s Green Ambition, Competition 
policy brief No.  1/2021, abrufbar unter https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/
63c4944f-1698-11ec-b4fe-01aa75ed71a1/language-en/format-PDF, zuletzt abgerufen am 08.01.
2026; Rusche, Vereinbarkeit von Wettbewerbsrecht und Klimaschutz: Ein Überblick, IW-Re
port No.  28/2023, S.  3, abrufbar unter https://hdl.handle.net/10419/271102, zuletzt abgerufen 
am 08.01.2026; Calliess/Tuncel, German Law Journal 2023, 796 (796), abrufbar unter https://
doi.org/10.1017/glj.2023.17, zuletzt abgerufen am 08.01.2026.

11  Europäische Kommission, Pressemitteilung vom 23.07.2021, abrufbar unter https://ec.
europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_3804, zuletzt abgerufen am 08.01.2026; 
Rusche, Vereinbarkeit von Wettbewerbsrecht und Klimaschutz: Ein Überblick, IW-Report 
No.  28/2023, S.  3, abrufbar unter https://hdl.handle.net/10419/271102, zuletzt abgerufen am 
08.01.2026; Calliess/Tuncel, German Law Journal 2023, 796 (796, 798), abrufbar unter https://
doi.org/10.1017/glj.2023.17, zuletzt abgerufen am 08.01.2026; die Möglichkeiten, die das 
EU-Beihilfenrecht hierfür bietet ist Gegenstand der hiesigen Untersuchung. 



3A. Ziele der Arbeit

Zentraler Baustein sind hierbei insbesondere private sowie öffentliche Inves
titionen.12 Die ehemalige EU-Kommissionsvizepräsidentin und Wettbewerbs-
kommissarin Margrethe Vestager formulierte hierzu treffend: „To transform our 
economy so thoroughly will also need investment – and lots of it.“13 

Aber wie gelingt eine grüne Transformation mithilfe von Investitionen? So-
bald mitgliedstaatliche Investitionen ins Spiel kommen, oftmals nicht ohne Zu-
hilfenahme des Europäischen Beihilfenrechts. Doch was ist das Mögliche, das 
das EU-Beihilfenrecht zu einer nachhaltigen Entwicklung beitragen kann? Kann 
das Europäische Beihilfenrecht als Teil der dem Binnenmarkt verschriebenen 
Wettbewerbspolitik überhaupt unter dem Einfluss von Umweltschutzaspekten 
stehen – oder ist dies vor dem Hintergrund von Art.  11 AEUV gegebenenfalls 
sogar zwingend? Wenn ja, wie gelingt eine Berücksichtigung von Umweltschutz
aspekten im EU-Beihilfenrecht und welche beihilfenrechtlichen Instrumente las-
sen sich tatsächlich nutzbar machen?

Die nachfolgende Untersuchung hat zum Ziel, dieses Verhältnis von Umwelt-
schutz und EU-Beihilfenrecht näher zu beleuchten und hieraus Rückschlüsse für 
ein Greening des EU-Beihilfenrechts und ein Greening mithilfe des EU-Beihil-
fenrechts auf Basis von Art.  11 AEUV und innerhalb der Grenzen der Art.  107 ff. 
AEUV zu ziehen. Hierbei wird sich ein bislang noch ungenutztes Potenzial des 
EU-Beihilfenrechts offenbaren, das über eine bloße Manifestierung von Um-
weltschutzaspekten im soft law der Kommission hinausgeht. Bereits jetzt mag 
jedoch vorweggenommen werden, dass das EU-Beihilfenrecht wohl nicht den 
Status eines „Umweltschutz-Metarechts“ einnehmen wird. Zu antizipieren bleibt 
aber ein an Umweltschutzaspekten orientierter Ansatz der Beihilfenkontrolle, ein 
„ever greener approach“.

Dabei ist die Verbindung des EU-Beihilfenrechts mit Umweltschutzaspekten 
keine gänzlich neue Idee. Das EU-Beihilfenrecht adressiert bereits seit mittlerwei-
le über 50  Jahren und damit auch schon vor Einführung eines Umwelt-Titels in die 
Europäischen Verträge14 Umweltschutzaspekte, seitdem mit dem ersten Gemein-
schaftsrahmen für staatliche Umweltschutzbeihilfen im Jahr 197415 zumindest der 
Einsatz des EU-Beihilfenrechts zur Förderung von Umweltschutzzielen anerkannt 

12  Szyszczak, in: Hancher/López (Hrsg.), Research Handbook on European State Aid Law, 
2021, Foreword.

13  EU-Kommissionsvizepräsidentin und Wettbewerbskommissarin a. D. Margrethe Vestager, 
Rede bei der 25. IBA Competition Konferenz am 10.09.2021, übermittelt von Inge Bernaerts, 
abrufbar unter https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/speech_21_7754, zuletzt 
abgerufen am 08.01.2026. 

14  Näher zur Historie des EU-Beihilfenrechts siehe Kapitel  1 Abschnitt  B. I.
15  Zur Entwicklung der Umweltbeihilfeleitlinien der Kommission siehe Kapitel  2 Ab-

schnitt  C. I. 3. c) bb).
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wurde. Es verwundert daher nicht, dass das EU-Beihilfenrecht in der Vergangen-
heit auch bereits Untersuchungsgegenstand einer Korrelation mit Umweltschutz
aspekten war.16 Die fortschreitende Klimakrise einhergehend mit der zunehmen-
den Bedeutung des Umwelt- und Klimaschutzes17 und neue Entwicklungen in 
Legislative, Exekutive und Judikative, einhergehend mit einem stetigen Bedeu-
tungszuwachs des EU-Beihilfenrechts für eine nachhaltige Entwicklung, erfordern 
jedoch eine Neuausrichtung dieser Thematik. Mit seiner für den hiesigen Unter
suchungsgegenstand besonders relevanten Hinkley Point-Rechtsprechung18 aus 
September 2020 hat sich auch der EuGH konkret mit dem Einfluss von Umwelt-
schutzaspekten im EU-Beihilfenrecht befasst. Die Kommission hat mit ihren Leit-
linien für staatliche Klima-, Umweltschutz und Energiebeihilfen (KUEBLL)19 und 
ihrer neuen Mitteilung zur Würdigung der Vereinbarkeit von staatlichen Beihilfen 
zur Förderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interesse mit 
dem Binnenmarkt (IPCEI-Mitteilung)20 Anfang 2022 ebenfalls neue Erkenntnisse 
geschaffen, indem erstmals auch die für eine Taxonomierung ökologisch nach
haltiger Wirtschaftstätigkeiten geschaffene Taxonomie-Verordnung21 zum Gegen-
stand des EU-Beihilfenrechts gemacht wurde. Der im März 2023 veröffentlichte 
Temporary Crisis and Transition Framework (TCTF)22 schafft eine bisher nie da-

16  U.a. Giensch, Umweltschutzbeihilfen im Spannungsfeld zwischen Wettbewerb und Um-
weltschutz, 2001; Olthoff/von Bonin, EuZW-Sonderausgabe 2021, 31; Lünenbürger/Holtmann/
Delarue, EStAL 2020, 418–429; Im Rahmen eines Vortrags auf der zweiten Jahrestagung Jun-
ges Nachhaltigkeitsrecht am 17.06.2023 in Halle (Saale) hat die Verfasserin selbst bereits eini-
ge Erkenntnisse der hiesigen Untersuchung vorgestellt, siehe Heuer, in: Bertling/u. a. (Hrsg.), 
Nachhaltigkeit im Wandel, 2024, S.  167–187. 

17  Europäische Kommission, Pressemitteilung vom 21.12.2021, IP/21/6982, abrufbar unter 
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/kommission-billigt-neue-leitlinien-fur-staat 
liche-klima-umweltschutz-und-energiebeihilfen-2021-12-21_de, zuletzt abgerufen am 08.01.
2026; Stöbener de Mora, EuZW 2021, 563.

18  EuGH vom 22.09.2020, C594/18 P, ECLI:EU:C:2020:742. In dieser Entscheidung ging 
es um eine Freistellung britischer Beihilfen für den Bau des Reaktorteils C des Kernkraftwer-
kes Hinkley Point unter Art.  107 Abs.  3 lit.  c) AEUV. Gegen die Genehmigungsentscheidung 
der Kommission erhob Österreich zunächst vor dem EuG und später vor dem EuGH eine Nich-
tigkeitsklage unter anderem mit der Begründung, die Beihilfe verstoße gegen EU-Umweltrecht 
und sei daher nicht genehmigungsfähig.

19  Europäische Kommission, Mitteilung der Kommission, Leitlinien für staatliche Klima-, 
Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022, 2022/C 80/01.

20  Europäische Kommission, Mitteilung der Kommission, Kriterien für die Würdigung der 
Vereinbarkeit von staatlichen Beihilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem 
europäischem Interesse mit dem Binnenmarkt vom 25.11.2021, C(2021) 8481 final.

21  Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 18.06.2020 
über die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Än-
derung der Verordnung (EU) 2019/2088, ABl. L 198/13.

22  Europäische Kommission, Mitteilung der Kommission, Befristeter Rahmen für staatliche 
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gewesene Priorisierung von Umweltschutzbeihilfen, die nicht unwesentlich sogar 
die primärrechtliche Konzeption des EU-Beihilfenrechts tangiert. 

Mittels des in der nachfolgenden Untersuchung verfolgten ganzheitlichen An-
satzes werden ausgehend von dem Postulat der umweltrechtlichen Querschnitts-
klausel in Art.  11 AEUV und dem Integrationspotenzial des EU-Beihilfenrechts 
die Berücksichtigung und Bedeutung von Umweltschutzaspekten im EU-Bei
hilfenrecht eines umfassenderen, insbesondere auch entwicklungsoffen angeleg-
ten Blickes gewürdigt. Die Arbeit untersucht hierbei nicht nur den Status Quo der 
aktuellen Kommissionsbemühungen (hierzu näher in Kapitel  2), sondern basie-
rend auf dem herauszuarbeitenden Regelungsgehalt von Art.  11 AEUV und dem 
bereits konzeptuell angelegten Potenzial des EU-Beihilfenrechts (hierzu näher in 
Kapitel  1), auch konkrete Umsetzungsperspektiven und -grenzen für eine an die 
Bedeutung von Art.  11 AEUV angelehnte Einbeziehung von Umweltschutz
aspekten in das EU-Beihilfenrecht (näher dazu in Kapitel  3 und 4).23 Für diese 
Betrachtung spielt neben der Anwendung des EU-Beihilfenrechts auf grüne Bei-
hilfen24 insbesondere auch die Freistellungspraxis hinsichtlich grauer Beihilfen25 
eine entscheidende Rolle, welcher die Arbeit daher eine tiefgehende Untersu-
chung zuführt.

B. Begriffsdefinition: Der Europäische Umwelt(schutz)begriff

Vor Einstieg in die Untersuchung sei zunächst noch der dieser Arbeit zugrunde 
liegende Umwelt(schutz)begriff einer Definition zugeführt. Obgleich sich die 
Begriffe Umwelt und Umweltschutz an mehreren Stellen in den Europäischen 
Verträgen wiederfinden, sind sie bis heute nicht abschließend und allgemeingül-

Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft infolge des Angriffs Russlands auf die Ukraine – Krisen-
bewältigung und Gestaltung des Wandels, ABl. 2023/C 101/3. 

23  Hierzu soweit ersichtlich bislang nur Lünenbürger/Holtmann/Delarue, EStAL 2020, 
418–429; Buck/Walravens/Graf/Delarue, A State Aid Framework for a Green Recovery. Main-
streaming climate protection in EU-State Aid Law, abrufbar unter https://www.clientearth.org/
media/c45naoms/2020-09-30-a-state-aid-framework-for-a-green-recovery-coll-en.pdf, zuletzt 
abgerufen am 08.01.2026.

24  Diese Terminologie betrifft Beihilfen, die den Umweltschutz bereits als Zweck haben 
und damit dem Ziel des Umweltschutzes dienlich sind, insbesondere die klassischen „Umwelt-
schutzbeihilfen“.

25  Diese Terminologie betrifft Beihilfen, die anderen als Umweltschutzzwecken dienen, ins-
besondere solche, die wirtschaftliche Tätigkeiten fördern, die dem Umweltschutz eher abträg-
lich sind, mithin klassische „umweltschädliche Subventionen“, insbesondere solche für fossile 
Brennstoffe (im internationalen Kontext verbreitet als „fossil fuel subsidies“ bezeichnet, vgl. 
z. B. Nowag/Mundaca/Aahman, Climate Policy 2021, 1037 ff., abrufbar unter https://doi.org/1
0.1080/14693062.2021.1965523, zuletzt abgerufen am 08.01.2026).
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tig definiert. Auch in den Umwelt-Aktionsprogrammen finden sich zwar Aussa-
gen zu diesen Begriffen, aber keine Legaldefinitionen.26 

Das EU-Beihilfenrecht unternimmt für den Anwendungsbereich der im Jahr 
2022 in Kraft getretenen KUEBLL27 einen Versuch der Definition des Begriffs 
Umweltschutz und beschreibt diesen als 

„jede Maßnahme oder Aktivität, die darauf abzielt, eine Umweltverschmutzung, negative Aus-
wirkung auf die Umwelt oder sonstige Beeinträchtigung der physischen Umgebung (einschließ-
lich Luft, Wasser und Boden), von Ökosystemen oder natürlichen Ressourcen durch mensch
liche Tätigkeiten zu verringern oder einer solchen vorzubeugen, das Risiko einer solchen Be-
einträchtigung zu vermindern, die Biodiversität zu schützen oder wiederherzustellen oder eine 
effizientere Nutzung natürlicher Ressourcen (z. B. durch Energiesparmaßnahmen, die Nutzung 
erneuerbarer Energiequellen und andere Techniken zur Verringerung der Treibhausgasemissio-
nen und anderer Schadstoffe) sowie den Übergang zu Modellen der Kreislaufwirtschaft mit 
Blick auf eine geringere Inanspruchnahme von Primärrohstoffen und höhere Effizienz zu för-
dern; dies schließt auch Klimaschutzmaßnahmen und Maßnahmen ein, die es ermöglichen, sich 
besser an Auswirkungen des Klimawandels anzupassen und dagegen zu wappnen“.28

Entsprechend dieser recht weiten Definition in den KUEBLL schließen auch die 
Ausführungen in dieser Arbeit den Klimaschutz und Anpassungen an den Klima-
wandel ebenso wie den Natur- und Biodiversitätsschutz sowie die Kreislaufwirt-
schaft mit ein, wenn von „Umweltschutz“ die Rede ist. Der Begriff Umwelt-
schutz wird nachfolgend mithin umfassend im Sinne einer ökologischen Nach-
haltigkeit29 aufgefasst und angewandt.

Nach hiesiger Auffassung folgt dieses recht weite Verständnis des Umwelt-
schutzbegriffs auch aus einem eher weiten Verständnis des europäischen Um-
weltbegriffs, welches sich auch bereits aus der recht offenen Formulierung des 
Art.  191 Abs.  1 AEUV entnehmen lässt.30 Unzweifelhaft und in der Literatur 

26  Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, 
82.  EL Mai 2024, Art.  191 AEUV, Rn.  49; Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 2019, 
S.  35; Epiney, in: Landmann/Rohm, Umweltrecht, 15.  EL September 2024, Art.  191 AEUV, 
Rn.  5.

27  Europäische Kommission, Mitteilung der Kommission, Leitlinien für staatliche Klima-, 
Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022, ABl. 2022/C 80/01.

28  Europäische Kommission, Mitteilung der Kommission, Leitlinien für staatliche Klima-, 
Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022, 2022/C 80/01, S.  17, Rn.  39.

29  Vgl. zu diesem Begriff Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlamentes und 
des Rates vom 18.06.2020 über die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger 
Investitionen und zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/2088, ABl. L 198/13 (sog. Taxono-
mie-VO); ebenso für das deutsche Subventionsrecht Nischwitz, Nachhaltigkeit durch konditio-
nierte Wirtschaftssubventionen, 2023, S.  24; aufgrund der Normierung als „Umweltschutz“ in 
den KUEBLL und in Art.  11 AEUV wird für die hiesige Arbeit jedoch der Begriff Umwelt-
schutz verwendet.

30  Vgl. Epiney, in: Landmann/Rohm, Umweltrecht, 15.  EL September 2024, Art.  191 AEUV, 
Rn.  6.
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auch unstrittig fällt zumindest die natürliche Umwelt, die die Umweltmedien 
Luft, Boden, Wasser und Biosphäre sowie sämtliche Organismen,31 und damit 
neben den Pflanzen und Tieren auch die Menschen umfasst, unter den europäi-
schen Umweltbegriff.32 Umfasst ist ebenso die Beziehung und Wechselwirkung 
zwischen diesen Elementen.33 Daneben schließt der europäische Umweltbegriff 
nach hiesigem Verständnis jedoch nicht nur die „unberührte“ Natur, sondern 
auch die vom Menschen geschaffene und beeinflusste „künstliche Umwelt“ mit 
ein,34 die in den KUEBLL auch als von der „physischen Umgebung“ einbezogen 
anzusehen sein dürfte. Teile der Literatur wollen diese „künstliche Umwelt“ 
nicht als vom europäischen Umweltbegriff umfasst ansehen.35 Ein solch enges 
Verständnis und damit einhergehend auch ein enger Schutzbereich kann jedoch 
nicht überzeugen. Der Begriff der Umwelt wurde im Unionsrecht bewusst ent-
wicklungsoffen angelegt36 und daher auch nicht abschließend legaldefiniert.37 
Um den Handlungsspielraum der Union nicht einzuschränken, wurde insbeson-
dere darauf verzichtet, die Tätigkeitsfelder der Umweltpolitik abschließend zu 
benennen, obwohl dies während der Beratungen zur einheitlichen europäischen 
Akte (EEA) durchaus im Gespräch war. Daher sind auch die in Art.  3 EUV und 
Art.  11, 114, 191–193 AEUV verwendeten Begriffe „Umweltschutz“, „Umwelt-
politik“ und „Umweltbeeinträchtigungen“ in den Verträgen nicht definiert.38 Ein 
weites Verständnis vom Umweltbegriff lag auch bereits dem ersten Umweltakti-

31  Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, 
82.  EL Mai 2024, Art.  191 AEUV, Rn.  51.

32  Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, 
82.  EL Mai 2024, Art.  191 AEUV, Rn.  50 f.; Lorenz, Umweltschutz und wettbewerblich konzi-
pierter Binnenmarkt im Gemeinschaftsrecht, 2004, S.  18.

33  Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, 
82.  EL Mai 2024, Art.  191 AEUV, Rn.  51.

34  Vgl. Lorenz, Umweltschutz und wettbewerblich konzipierter Binnenmarkt im Gemein-
schaftsrecht, 2004, S.  18; Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 2019, S.  7; Epiney, 
Umweltrecht der Europäischen Union, 2019, S.  35; Epiney, in: Landmann/Rohm, Umwelt-
recht, 15.  EL September 2024, Art.  191 AEUV, Rn.  5; Frenz, Handbuch Europarecht, Bd.  3, 
2.  Aufl. 2021, S.  19 f., Rn.  62; Ehle, Die Einbeziehung des Umweltschutzes in das Europäische 
Kartellrecht, 1997, S.  19.

35  Vgl. beispielsweise Middeke, Nationaler Umweltschutz im Binnenmarkt  – Rechtliche 
Möglichkeiten und Grenzen umweltrelevanter Alleingänge im Verhältnis zum freien Warenver-
kehr, 1994, S.  10.

36  Heselhaus, in: Dauses/Ludwigs (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, 60.  EL Fe-
bruar 2024, O. Umweltrecht, Rn.  23.

37  Vgl. Lorenz, Umweltschutz und wettbewerblich konzipierter Binnenmarkt im Gemein-
schaftsrecht, 2004, S.  19; Kahl, Umweltprinzip und Gemeinschaftsrecht. Eine Untersuchung 
zur Rechtsidee des „bestmöglichen Umweltschutzes“ im EWG-Vertrag, 1992, S.  14.

38  Krämer, in: von der Groeben/Schwarze/Hatje (Hrsg.), Europäisches Unionsrecht, 7.  Auf-
lage 2015, Art.  191 AEUV, Rn.  2.
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onsprogramm von 1976 zugrunde.39 Als der Begriff „Umwelt“ im Jahr 1987 erst-
mals in den Vertrag aufgenommen wurde, gab es zudem bereits eine Vielzahl von 
Richtlinien und Verordnungen des Sekundärrechts sowie vier Aktionsprogram-
me der Union zum Schutz der Umwelt, deren Inhalte allesamt von dem ins Pri-
märrecht eingeführten Umweltbegriff umfasst sein mussten, sodass dieser auch 
bereits deshalb weit verstanden werden muss.40 Die Verfasser der Verträge woll-
ten dem Umweltbegriff insofern einen derart weiten Inhalt geben, den der Be-
griff bereits nach dem allgemeinen Verständnis und der damaligen Praxis der 
EU-Organe besaß.41 Demgemäß kann der europäische Umweltbegriff nur weit 
verstanden werden.42 Dass auch die vom Menschen geschaffene, künstliche Um-
welt vom Umweltbegriff der Union umfasst sein muss und sich der Umweltbe-
griff nicht alleine auf die unberührte natürliche Umwelt beschränkt, folgt ferner 
aus einem systematischen Argument. Da Art.  191 AEUV in seinem Abs.  2 lit.  c) 
bereits selbst auf die vom Menschen geschaffene Umwelt abstellt, war von den 
Mitgliedstaaten offensichtlich gewollt, den europarechtlichen Bestimmungen 
einen weiten Umweltbegriff zugrunde zu legen.43 Ebenso sind auch energiepoli-
tische Themen, die ohne Zweifel zu der vom Menschen geschaffenen Umwelt zu 
zählen sind, offensichtlich nicht von der Umweltkompetenz der Union ausge-
schlossen und fallen demnach unter den Umweltbegriff.44 Gleiches folgt auch 
aus teleologischen Gesichtspunkten. Die umweltrechtlichen Vorschriften wurden 
insbesondere zur Implementierung, Umsetzung und Aufrechterhaltung einer ef-
fektiven EU-Umweltpolitik geschaffen. Um diese sicherzustellen, muss der Um-
weltbegriff notwendigerweise für Reaktionen auf potenziell auftretende Umwelt
gefährdungen flexibel sein.45 Ein starrer Umweltbegriff, der aktuellen (wissen-
schaftlichen) Erkenntnissen und (tatsächlichen) Gegebenheiten keine Beachtung 
schenken kann, wird keine effektive Umweltpolitik ermöglichen. Dies gilt insbe-

39  Vgl. ABl.  1973, C 112/1 (6); Heselhaus, in: Dauses/Ludwigs (Hrsg.), Handbuch des 
EU-Wirtschaftsrechts, 60.  EL Februar 2024, O. Umweltrecht, Rn.  23.

40  Krämer, in: von der Groeben/Schwarze/Hatje (Hrsg.), Europäisches Unionsrecht, 7.  Auf-
lage 2015, Art.  191 AEUV, Rn.  4.

41  Krämer, in: von der Groeben/Schwarze/Hatje (Hrsg.), Europäisches Unionsrecht, 7.  Auf-
lage 2015, Art.  191 AEUV, Rn.  4.

42  Heselhaus, in: Dauses/Ludwigs (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, 60.  EL Fe-
bruar 2024, O. Umweltrecht, Rn.  23.

43  Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, 
82.  EL Mai 2024, Art.  191 AEUV, Rn.  51; vgl. auch Lorenz, Umweltschutz und wettbewerblich 
konzipierter Binnenmarkt im Gemeinschaftsrecht, 2004, S.  19.

44  Heselhaus, in: Dauses/Ludwigs (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, 60.  EL Fe-
bruar 2024, O. Umweltrecht, Rn.  24.

45  Lorenz, Umweltschutz und wettbewerblich konzipierter Binnenmarkt im Gemeinschafts-
recht, 2004, S.  19.



9B. Begriffsdefinition: Der Europäische Umwelt(schutz)begriff

sondere vor dem Hintergrund, dass die Umweltpolitik maximal integrativ in Be-
zug auf die anderen Politiken wirkt und diese daher nicht isoliert von der Um-
weltpolitik betrachtet werden können. Damit dieser integrative Ansatz gelingt, 
bedarf es notwendigerweise eines flexiblen und damit weit verstandenen Um-
weltbegriffs. Dies deckt sich auch mit der Definition des Umweltschutzes in den 
KUEBLL.

Selbst wenn ein weites Verständnis des Umweltbegriffs für ein funktionieren-
des Umweltrecht und eine effektive Umweltpolitik essenziell ist, darf der Um-
weltbegriff jedoch auch nicht derart ausufern, dass seine Effektivität und An-
wendbarkeit durch Konturlosigkeit unterlaufen werden. Nach hiesigem Ver-
ständnis ist der europäische Umweltbegriff daher nicht allumfassend und unter 
Einbeziehung des sozio-ökonomischen Umfelds zu verstehen.46 Insofern er-
scheint es sachgerecht, den Umweltbegriff nicht etwa ausufernd auf die Gesamt-
heit der Lebensbedingungen, einschließlich der kulturellen, sozialen, wirtschaft-
lichen und politischen Aspekte zu verstehen. Unter einem derart weiten Ver-
ständnis des Umweltbegriffs wäre es kaum möglich, den Umweltschutz und 
insbesondere auch Art.  11 AEUV zu praktischer Wirksamkeit gelangen zu lassen 
bzw. die spezifischen Aufgaben- und Problemstellungen des Umweltschutzes zu 
erfassen.47 Dies wird auch durch den in den KUEBLL niedergelegten Umwelt-
schutzbegriff deutlich, der auf die „physische Umgebung“ abstellt. Dieses Ver-
ständnis deckt sich ebenfalls mit der Praxis der Union.48 

Für die nachfolgenden Ausführungen wird daher, angelehnt an die Definition 
in den KUEBLL, ein weiter Begriff der Umwelt und des Umweltschutzes zu-
grunde gelegt, der sich auch auf die vom Menschen geschaffene, künstliche Um-
welt erstreckt und unter anderem das Klima und den Klimaschutz,49 nicht jedoch 
das soziale Umfeld einschließt.

46  So auch Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europäischen 
Union, 82.  EL Mai 2024, Art.  191 AEUV, Rn.  50; Breier, in: Lenz/Borchardt (Hrsg.), EU-Ver-
träge, 6.  Aufl. 2012, Art.  191 AEUV, Rn.  4; Hoppe/Beckmann/Kauch, Umweltrecht, 2.  Aufl. 
2000, §  3 Rn.  38; Käller, in: Schwarze/Becker/Hatje/Schoo (Hrsg.), Art.  191 AEUV, 4.  Aufl. 
2019, Rn.  7; Kloepfer, Umweltrecht, 4.  Aufl. 2016, §  9 Rn.  84; Schröder, in: Rengeling (Hrsg.), 
Handbuch zum europäischen und deutschen Umweltrecht, Band 1, 2.  Aufl. 2003, §  9 Rn.  17; 
a. A. wohl Kahl, Umweltprinzip und Gemeinschaftsrecht. Eine Untersuchung zur Rechtsidee 
des „bestmöglichen Umweltschutzes“ im EWG-Vertrag, 1992, S.  13 ff.; Kahl, in: Streinz 
(Hrsg.), EUV/AEUV, 3.  Aufl. 2018, Art.  191 AEUV, Rn.  41.

47  Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 2019, S.  35; Epiney, in: Landmann/Rohm, 
Umweltrecht, 15.  EL September 2024, Art.  191 AEUV, Rn.  9.

48  Vgl. Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, 
82.  EL Mai 2024, Art.  191 AEUV, Rn.  54.

49  Ebenso Lünenbürger/Holtmann, Legal analysis: The Commission’s powers and duties to 
streamline environmental and climate protection requirements in State aid law and practice, in: 
Buck/Walravens/Graf/Delarue, A State Aid Framework for a Green Recovery. Mainstreaming 
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C. Gang der Untersuchung

Thematisch konzentriert sich die nachfolgende Untersuchung auf das im Primär-
recht in den Art.  107 ff. AEUV manifestierte EU-Beihilfenrecht einschließlich 
dessen Ausgestaltung durch das soft law der Kommission. Damit werden die von 
der EU vergebenen Unionsbeihilfen ebenso wenig thematisiert wie nationale 
Subventionsregime.50 Aufgrund dieses Zuschnitts der Arbeit erfolgt auch keine 
Betrachtung von Art.  106 Abs.  2 AEUV und ebenso keine vertiefte Auseinander-
setzung mit den für Mitgliedstaaten unmittelbar anwendbaren Beihilfenverord-
nungen, beispielsweise der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) 
und deren Bedeutung für grüne Beihilfen. 

In Kapitel  1 werden mit einer Betrachtung der durch die umweltrechtliche 
Querschnittsklausel in Art.  11 AEUV geprägten Stellung des Umweltschutzes im 
Gesamtgefüge des AEUV (A.) sowie einer Auseinandersetzung mit der Konzep-
tion und Rolle des EU-Beihilfenrechts (B.) und der Kompetenznorm für grüne 
Beihilfen (C.) zunächst die theoretischen Grundlagen für die Untersuchung ge-
bildet. 

Sodann wird der Status Quo der Berücksichtigung von Umweltschutzaspekten 
in der Beihilfenpraxis der Unionsorgane beleuchtet (Kapitel  2). Ausgehend von 
der an dem more economic approach orientierten Beihilfenpraxis der Kommis
sion (A.) wird anhand einer Analyse der Tatbestandsmerkmale des Art.  107 Abs.  1 
AEUV aufgezeigt, wie die Kommission und die Unionsgerichte Umweltschutz
aspekte bereits in die Bestimmung des Beihilfenbegriffs (tatbestandsreduzie-
rend) einfließen lassen (B.). Gleiches erfolgt anhand einer Analyse der Freistel-
lungspraxis im Zusammenhang mit Art.  107 Abs.  2 und Abs.  3 AEUV, wobei 
zwischen der Berücksichtigung von Umweltschutzaspekten bei der Freistellung 
grüner Beihilfen (C. I.), der Freistellung grauer Beihilfen (C. II.) und unter Ein-
beziehung der Taxonomie-VO in das EU-Beihilfenrecht (C.  III.) differenziert 
wird.
Kapitel  3 setzt im weitesten Sinne den in Kapitel  2 zusammengetragenen Sta-

tus Quo der Berücksichtigung von Umweltschutzaspekten im EU-Beihilfenrecht 
zu den in Kapitel  1 herausgearbeiteten Obliegenheiten des Umweltschutzes und 
den Umsetzungsperspektiven des EU-Beihilfenrechts ins Verhältnis. Hierzu wer-
den angelehnt an die in der Untersuchung herausgearbeiteten Bedeutung von 

climate protection in EU-State Aid Law, abrufbar unter https://www.clientearth.org/media/
c45naoms/2020-09-30-a-state-aid-framework-for-a-green-recovery-coll-en.pdf, S.  40, zuletzt 
abgerufen am 08.01.2026, derer nach unbestritten sei, dass die Umwelt auch das Klima um
fasse.

50  Vgl. zu Aspekten der ökologischen Nachhaltigkeit bei deutschen Wirtschaftssubventio-
nen ausführlich Nischwitz, Nachhaltigkeit durch konditionierte Wirtschaftssubventionen, 2023.
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